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Nun haben sich auch das EU-Parlament und der EU-Rat des Themas Kryptowerte angenommen und eine Einigung über die

Verordnung über Märkte für Kryptowerte (MiCA) erzielt. So wird ein Europäischer Rechtsrahmen geschaffen, mit dem die

weiteren Innovationen im Kryptobereich auf einer sicheren und soliden Grundlage stehen. Zu begrüßen ist, dass die Anbie-

ter von Krypto-Dienstleistungen zum Schutz der Wallets von Verbrauchern, festgelegte Vorgaben umzusetzen haben. Um in

Europa das Geschäft als Krypto-Dienstleister anzubieten, wird eine Zulassung notwendig sein. Die nationalen Finanzauf-

sichtsbehörden sind für die Erteilung der Zulassung zuständig. Die Zulassung ist spätestens drei Monate nach Beantragung

auszustellen. Die Anbieter müssen für die von ihnen ausgegebenen Assets eine Umweltbilanz angeben. Innerhalb von zwei

Jahren soll die EU-Kommission einen Bericht über die Umweltauswirkungen von Kryptowährungen erstellen und schlussend-

lich Mindeststandards für die Nachhaltigkeit der verschiedenen Assets erarbeiten. Ziel der MiCa ist die europaweite Verein-

heitlichung des Kryptomarktes. Ferner soll sie Risiken im Zusammenhang mit Verbraucherschutz, Marktintegrität und Finanz-

stabilität reduzieren. Dem sog. „wilden Westen der Kryptowährungen“ soll ein Ende bereitet werden. Es bleibt zu hoffen,

dass dies gelingen wird!

Entscheidungen
EuGH: Regelung der optionalen Besteue-

rung – Grundsätze der steuerlichen Neutra-

lität, der Effektivität und der Verhältnismä-

ßigkeit

1. Die Art. 135 und 137 der Richtlinie 2006/112/

EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemein-

same Mehrwertsteuersystem sind dahin auszule-

gen, dass sie einer nationalen Regelung nicht

entgegenstehen, nach der ein Steuerpflichtiger

nur dann entscheiden kann, für den Verkauf ei-

ner Immobilie Mehrwertsteuer zu berechnen,

wenn die Immobilie an einen Steuerpflichtigen

veräußert wird, der zum Zeitpunkt des Umsatzes

bereits als Mehrwertsteuerpflichtiger registriert

ist.

2. Die Bestimmungen der Richtlinie 2006/112

sowie die Grundsätze der steuerlichen Neutrali-

tät, der Effektivität und der Verhältnismäßigkeit

sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen

Regelung und einer nationalen Praxis nicht ent-

gegenstehen, nach denen der Verkäufer einer

Immobilie verpflichtet ist, den Vorsteuerabzug

für diese Immobilie zu berichtigen, nachdem

ihm das Recht versagt worden ist, sich für die

Besteuerung dieses Verkaufs zu entscheiden,

weil der Erwerber zum Zeitpunkt des Umsatzes

nicht die Voraussetzungen erfüllte, die für die

Ausübung dieses Rechts durch den Verkäufer er-

forderlich sind. Zwar ist die tatsächliche Nutzung

der fraglichen Immobilie durch den Erwerber im

Rahmen mehrwertsteuerpflichtiger Tätigkeiten

unerheblich, doch haben die zuständigen Behör-

den gleichwohl zu prüfen, ob der Steuerpflichti-

ge, der sein Recht ausüben wollte, sich für eine

Besteuerung des betreffenden Umsatzes zu ent-

scheiden, möglicherweise einen Betrug oder ei-

nen Missbrauch begangen hat.

EuGH, Urteil vom 30.6.2022 – C-56/21

(„ARVI ir ko“)
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1621-1

unter www.betriebs-berater.de

EuGH: Reverse-Charge-Verfahren – Liefe-

rung von Holzerzeugnissen – Nationale Re-

gelung, nach der für die Anwendung des

Reverse-Charge-Verfahrens eine Erfassung

für Mehrwertsteuerzwecke erforderlich ist –

Grundsatz der steuerlichen Neutralität

Die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom

28.11.2006 über das gemeinsameMehrwertsteu-

ersystemundderGrundsatzder steuerlichenNeu-

tralität stehen einer nationalen Regelung nicht

entgegen, nach der das Reverse-Charge-Verfah-

ren nicht für einen Steuerpflichtigen gilt, der vor

der Bewirkung der steuerpflichtigen Umsätze

seineErfassung fürMehrwertsteuerzweckeweder

beantragtnochvonAmtswegenerhaltenhatte.

EuGH, Urteil vom 30.6.2022 – C-146/21

(„DGRFP Bucuresti“)
(Tenor)
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BFH: Mittelbare vGA im Zusammenhang

mit nießbrauchbelasteten GmbH-Geschäfts-

anteilen

1. Ist an einem Kapitalgesellschaftsanteil ein

Nießbrauch bestellt, der dem Nießbrauchbe-

rechtigten lediglich einen Anspruch auf den mit

der Beteiligung verbundenen Gewinnanteil ein-

räumt, ohne dass dieser wesentliche Verwal-

tungsrechte, insbesondere die Stimmrechte,

ausüben und im Konfliktfall effektiv durchsetzen

kann, sind die Kapitaleinnahmen i. S. d. § 20

Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG ertragsteuerlich weiter-

hin dem Anteilseigner zuzurechnen.

2. Ist in diesem Fall die Anteilseignerin des nieß-

brauchbelastetenKapitalgesellschaftsanteils eine

Kapitalgesellschaft, kann die direkte Auszahlung

der Ausschüttungen an den Nießbrauchberech-

tigten zu einer mittelbaren vGA führen, wenn es

sich beim Gesellschafter der anteilseignenden

Kapitalgesellschaft und beim Nießbrauchberech-

tigten um einander nahestehende Personen han-

delt.

BFH, Urteil vom 14.2.2022 – VIII R 29/18

(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1621-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Nachträgliche Geltendmachung des

Wahlrechts auf einen Sonderausgabenab-

zug nach § 10a EStG

1. Die Inanspruchnahme des Sonderausgaben-

abzugs für eine zusätzliche Altersvorsorge ge-

mäß § 10a EStG steht im Wahlrecht des Steuer-

pflichtigen. Dieses Wahlrecht muss nicht zwin-

gend durch Abgabe der Anlage AV zur Einkom-

mensteuererklärung ausgeübt werden, sondern

kann auch formlos geltend gemacht werden.

2. Die Änderung eines bestandskräftigen Ein-

kommensteuerbescheids gemäß § 172 Abs. 1

Satz 1 Nr. 2 Buchst. d AO i. V. m. § 10a Abs. 5

Satz 2, § 10 Abs. 2a Satz 8 Nr. 1 EStG in der bis

einschließlich des Veranlagungszeitraums 2016

geltenden Fassung kommt nicht in Betracht,

wenn der Steuerpflichtige den Sonderausgaben-

abzug nach § 10a EStG erstmals nach Eintritt

der materiellen Bestandskraft begehrt.

BFH, Urteil vom 19.1.2022 – X R 32/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1621-4
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BFH: Beendigung der Selbstnutzung eines

Familienheims

1. Der Erwerber eines erbschaftsteuerrechtlich

begünstigten Familienheims ist aus zwingenden

Gründen an dessen Nutzung zu eigenen Wohn-

zwecken gehindert, wenn die Selbstnutzung ob-

jektiv unmöglich oder aus objektiven Gründen

unzumutbar ist. Zweckmäßigkeitserwägungen

reichen nicht aus.

2. Gesundheitliche Beeinträchtigungen können

zwingendeGründedarstellen,wennsiedemErwer-

ber eine selbständige Haushaltsführung in dem er-

worbenenFamilienheimunmöglichmachen.

BFH, Urteil vom 1.12.2021 – II R 18/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1621-5

unter www.betriebs-berater.de

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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